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gesetzlich geregelte Aufbewahrungsfristen zu beachten sind. Die sonstige allgemeine Aufbewahrungsfrist ist auf max. 4 
Jahre begrenzt. 
Betroffenenrechte 
Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutz- Grundverordnung (DSGVO) insbesondere 
folgende Rechte: 

a) Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten und deren Verarbeitung (Artikel 15 DSGVO). 
b) Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder unvollständig sein sollten (Artikel 16 DSGVO). 
c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine der Voraussetzungen von Artikel 17 

DSGVO zutrifft. 
d) Das Recht zur Löschung personenbezogener Daten besteht ergänzend zu den in Artikel 17 Absatz 3 DSGVO 

genannten Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur 
mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. In diesen Fällen tritt an die Stelle einer Löschung die 
Einschränkung der Verarbeitung gemäß Artikel 18 DSGVO. 

e) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden, die Daten 
zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen der betroffenen Person benötigt 
werden oder bei einem Widerspruch noch nicht feststeht, obdie Interessen der Meldebehörde gegenüber denen 
der betroffenen Person überwiegen(Artikel 18 Absatz 1 lit. b, c und d DSGVO). Wird die Richtigkeit der 
personenbezogenen Daten bestritten, besteht das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung für die Dauer der 
Richtigkeitsprüfung. 

f) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, sofern an der Verarbeitung kein zwingendes 
öffentliches Interesse besteht, das die Interessen der betroffenen Person überwiegt, und keine Rechtsvorschrift 
zur Verarbeitung verpflichtet (Artikel 21 DSGVO). Nähere Informationen zum Widerspruchsrecht nach dem 
Bundesmeldegesetz können den Hinweisen auf dem Meldeschein entnommen werden. Beschwerderecht: Jede 
betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde, wenn sie der Ansicht ist, dass ihre 
personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden. 

 
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen 
Prinzenstraße 5 
30159 Hannover 
Tel. 0511- 120 45 - 00 
E-Mail: poststelle@lfd.niedersachsen.de. 

 
 

1. Satzung zur Änderung der Satzung 
über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung 

für Mitglieder des Samtgemeinderates und ehrenamtlich 
tätige Personen in der Samtgemeinde Sittensen, 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (GVBl. 
S. 576) in der derzeit geltenden Fassung, hat der Rat der Samtgemeinde Sittensen in seiner Sitzung am 18. Dezember 
2025 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 Änderung der Satzung 
 
Die Satzung über Aufwands-, Verdienstausfall- und Auslagenentschädigung für Mitglieder des Samtgemeinderates und 
ehrenamtlich tätige Personen in der Samtgemeinde Sittensen, Landkreis Rotenburg (Wümme), vom 15.06.2017, 
veröffentlicht im Amtsblatt für den Landkreis Rotenburg (Wümme) Nr. 15, Seite 380, wird wie folgt geändert: 
 
Der § 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
(2) Alle aktiven Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr erhalten für die Teilnahme an Lehrgängen der 

Landesfeuerwehrschulen einheitlich und unabhängig von ihrem tatsächlichen Verdienstausfall je angefangenen 
Lehrgangstag eine Entschädigung in Höhe von 45,00 Euro. 
Für die genehmigte Teilnahme an nachfolgend genannten Lehrgängen außerhalb der Landesfeuerwehrschulen wird 
einheitlich eine Entschädigung von 

 
 40,00 Euro bei Funklehrgängen 
 120,00 Euro bei schweren Atemschutzgeräteträgerlehrgängen 
 120,00 Euro je Lehrgang ABC-Einsatz Teil I 
 120,00 Euro je Lehrgang ABC-Einsatz Teil II 
 120,00 Euro bei Maschinistenlehrgängen 
 gewährt. 

Für andere genehmigte Dienstreisen erhalten Feuerwehrmitglieder Reisekosten nach den Vorschriften des 
Bundesreisekostengesetzes für Ehrenbeamte. 
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§ 2 Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Sittensen, 18.12.2025 
 
Samtgemeinde Sittensen 
 
 
Keller 
Samtgemeindebürgermeister 

 
 

20. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die 
Entwässerung der Samtgemeinde Sottrum 

(Entwässerungsabgabensatzung) 
vom 18. Dezember 1980 

 
Aufgrund des §§ 10, 11, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunal-verfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fassung 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21.06.2023 (Nds. GVBl. S. 111) 
in Verbindung §§ 5, 6, 6a und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20. April 
2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 589) 
hat der Samtgemeinderat der Samtgemeinde Sottrum in seiner Sitzung am 11.12.2025 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Die Satzung der Samtgemeinde Sottrum über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die Entwässerung der 
Samtgemeinde Sottrum (Entwässerungsabgabensatzung), zuletzt geändert durch die 19. Änderungssatzung vom 
15.12.2023, wird wie folgt geändert: 
 
In § 12 Abs. 1 (Gebührensätze) wird die Zahl „2,81“ durch die Zahl „3,22“ ersetzt. 
 
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft.  
 
 
Sottrum, den 17.12.2025 
 
gez. Bahrenburg   (L. S.) 
Bahrenburg 
Samtgemeindebürgermeister 

 
 

Haushaltssatzung 
der Samtgemeinde Tarmstedt für das Haushaltsjahr 2026 

 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Samtgemeinde Tarmstedt in 
der Sitzung am 09.12.2025 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr  2026  wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf  13.037.800,00 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 13.261.800,00 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0,00 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  0,00 Euro 


